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Kapitel 1 

Einleitung 

I . Anlaß und Absicht der Studie 

1. Kontroversen um den Bundesrat 

Als im Herbst 1969 die erste Bundesregierung seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland gebildet wurde, an der die CDU/CSU 
nicht beteiligt war, konnte man zu Recht davon sprechen, daß das par-
lamentarische Regierungssystem erwachsen geworden war1. Die Regie-
rungsfraktionen  der SPD und der FDP verfügten gemeinsam über die 
absolute Mehrheit der Stimmen im Deutschen Bundestag2 und hatten 
sich zur Bildung einer Koalitionsregierung verabredet. Dieser Mehrheit 
im Bundestag stand eine Stimmenmehrheit von CDU/CSU regierten 
Ländern im Bundesrat gegenüber, wobei allerdings lediglich in Bayern 
eine „reine" christdemokratische bzw. christlich-soziale Regierung im 
Amt war, während in den übrigen Ländern, in denen die CDU den 
Ministerpräsidenten stellte, Koalitionen sowohl mit der FDP als auch 
mit der SPD bestanden8. 

Die parteipolitisch divergierenden Mehrheitsverhältnisse in Bundes-
tag und Bundesrat führten zu einer Aktualisierung der Diskussion 
über die Aufgaben und Kompetenzen des Bundesrates. Die Diskussion 
erfolgte auf zwei Ebenen. Neben der wissenschaftlichen Diskussion 
verfassungsrechtlicher  und verfassungspolitischer  Fragen wurde die 
Rolle des Bundesrates zunehmend Gegenstand der tages- und partei-
politischen Auseinandersetzungen. Glaubte man früher,  man könne 
den Bundesrat als „Parlament der Oberregierungsräte"  bezeichnen, wie 
dies Theodor Heuss getan haben soll4, so wurden die Stellungnahmen 
und Beschlüsse des Bundesrates mehr und mehr als hochpolitische Ent-
scheidungen angesehen, wenn der Gegenstand, über den der Bundesrat 
beriet, in der Öffentlichkeit  diskutiert wurde. 

1 H. Meyer, S. 72. 
2 SPD: 224 Sitze; FDP: 30 Sitze; CDU/CSU: 242 Sitze; (ohne Berl iner Abge-

ordnete). 
3 Näheres siehe unten Kap. 4 I. 1. 
4 Lauf er in FS für den BR, S. 411. 



12 Kap. 1 : Einlei tung 

Mi t dem Amtsantr i t t der Regierung Brandt/Scheel war der politische 
Frontenverlauf  zwischen den Parteien trotz zahlreicher im Vergleich 
zur Koalit ion auf Bundesebene unterschiedlich zusammengesetzter Koa-
lit ionen auf Länderebene klar. Die CDU/CSU war durch die sog. kleine 
SPD/FDP-Koalition in die für sie ungewohnte Oppositionsrolle ge-
drängt. Bereits während der Regierungsbildung hatte der damalige 
Vorsitzende der CDU und noch amtierende Bundeskanzler Kiesinger 
im Zusammenhang mi t einer eventuell erforderlichen  Oppositionsstra-
tegie der Unionsparteien erklärt, neben der möglichen Errichtung eines 
Gegenkabinetts würden der SPD/FDP-Regierung Schwierigkeiten über 
den Bundesrat bereitet werden5. Die CDU/CSU-Stimmenmehrheit im 
Bundesrat sollte als Instrument der Bundestagsopposition genutzt wer-
den®. Die Partei selbst kündigte eine Politisierung des Bundesrates an, 
woraufhin Polit iker der SPD und FDP ihre Absicht äußerten, eine 
Blockierung der Bundestagsmehrheit durch den Bundesrat mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln, gegebenenfalls auch einem Sturz 
einer CDU/FDP-Landesregierung zu verhindern 7. Herbert Wehner warf 
später als Fraktionsvorsitzender der SPD-Fraktion der Opposition die 
Blockade von rechtsgültigen Beschlüssen des Bundestages im Bundesrat 
vor8. 

Wenn auch die Auseinandersetzungen über die Rolle des Bundesrates 
ab der 6. Legislaturperiode mi t unterschiedlicher Heftigkeit geführt 
wurden — insbesondere relativierten Sprecher und Repräsentanten der 
CDU/CSU die von Kiesinger gemachten Äußerungen und verwiesen 
darauf,  daß der Bundesrat eine politische Institut ion sei, in der poli-
tische Entscheidungen getroffen  werden und daß dies schon immer so 
gewesen sei, auch schon vor dem Machtwechsel i n Bonn9 — blieb das 
Thema bis heute aktuell. So erklärte der baden-württembergische 
Ministerpräsident Späth im Januar 1981, die Unionsparteien woll ten 
sich künft ig im Bundesrat mehr als bisher auf die Geltendmachung von 
eigentlichen Länderinteressen beschränken und nicht mehr „Ausputzer" 
konservativer Teile in SPD und FDP sein, die mit der Pol i t ik der eige-
nen Partei nicht mehr einverstanden seien. Dadurch werde dem 
Wähler besser verdeutlicht, daß die Regierungskoalition die politische 
Verantwortung zu tragen habe10. 

5 Vgl. Bermbach, S. 18; Westdt. Allgemeine vom 6. 10. 69; Der Spiegel vom 
6. 10. 1969. 

β In terv iew vom 22. 2. 1970; Pressedienst Bundesrat 4/70. 
7 Vgl. Bermbach, S. 14/15. 
8 Z i t ier t nach Laufer in ZParl 70, 319. 
9 Vgl. statt vieler, In terv iew des ehem. Bay. Staatsministers für Bundes-

angelegenheiten und Bevollmächtigten Bayerns beim Bund, Heubl, i n ZPar l 
70, 309 f. 

1 0 Interview i m Hessischen Rundfunk, Frankfurter  Gespräche, 18. Januar 
1981. 
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Die Auseinandersetzungen um den Bundesrat wurden zu einem 
Dauerstreit zwischen der Bundesregierung und der sie tragenden Frak-
tionen im Bundestag einerseits und den CDU/CSU geführten Bundes-
ländern und der Opposition im Bundestag andererseits. 

Eine weitere Folge der divergierenden Mehrheitsverhältnisse in Bun-
destag und Bundesrat war, daß bei Koalitionsvereinbarungen und 
Koalitionsverhandlungen auf Landesebene Wohlverhaltensklauseln für 
die Arbeit der Landesregierung im Bundesrat zunehmend an Bedeu-
tung gewannen. Dabei blieb es der FDP überlassen, die Bonner Regie-
rungskoalition auf diese Weise zu schützen11. 

Bewirkte der Regierungswechsel im Oktober 1969 eine Aktualisie-
rung der Diskussion über den Bundesrat und wurde diese Diskussion 
in die breite politische Öffentlichkeit  getragen, so waren doch Aufga-
ben und verfassungsrechtliche  Stellung dieses Verfassungsorgans  schon 
seit Beginn seiner Tätigkeit umstritten12. Die Frage nach der Zulässig-
keit parteipolitisch motivierter Entscheidungen wurde im Bundesrat 
schon sehr früh behandelt13. Die geringe Resonanz der Arbeit des Bun-
desrates in der Öffentlichkeit,  sein Informationsrecht  nach Art . 53 GG14 

und die Klage über die kurzen Fristen, die das Grundgesetz für die 
Arbeit des Bundesrates bis zum Jahr 1969 vorsah, waren Gegenstand 
der politischen Diskussion. Seine Vermitt lerrolle und seine Integrations-
funktion, die Kontinuität seiner Arbeit und der Charakter als politische 
Institution, und nicht nur als Vertreter von Länderinteressen, wurde 
von Ministerpräsidenten aller Parteien betont15. 

I n der wissenschaftlichen Diskussion wurde vornehmlich der Kom-
petenzumfang des Bundesrates bei den sog. Zustimmungsgesetzen be-
handelt. Daneben waren Fragen nach dem richtigen Adressaten für den 
Erlaß von Verwaltungsvorschriften  nach Art . 84 Abs. 2, 85 Abs. 2, 108 
Abs. 7 und den damit verbundenen Rechten des Bundesrates sowie nach 

1 1 Bei der Regierungsbildung i m Saarland 1977 und in Niedersachsen 1976 
waren sog. Bundesratsklauseln Gegenstand von Koalit ionsverhandlungen. 
I n Hessen bot der CDU-Kandidat Dregger der FDP die Stimmführerschaft 
i m BR i m Falle einer Koal i t ion zwischen CDU und FDP an; vgl. auch Ban-
dorf,  ZRP 77, 81; Fabrit ius i n ZPar l 76, 448. 

1 2 Stern, Bd. I , S. 576. 
1 8 Der Erste Bürgermeister von Hamburg, Dr. Sieveking (CDU), forderte 

i n seiner Antr i t tsrede als Bundesratspräsident 1956, daß parteipolitische Mo-
mente i m Hinbl ick auf die staatspolitischen Aufgaben des Bundesrates zu-
rückzutreten hätten. G. A. Z inn (SPD) erklärte bei gleicher Gelegenheit 1953, 
politische, auch parteipolitische Entscheidungen i m Bundesrat seien zulässig; 
vgl. Rummel, S. 58, 35. Dagegen fürchtete der frühere bay. Ministerpräsident 
Ehard eine Entfremdung der St ruktur des Bundesrates durch eine mögliche 
Parteienbundesstaatlichkeit, vgl. Rummel, S. 98. 

1 4 Ar t . ohne Gesetzesangabe sind i m folgenden solche des Grundgesetzes. 
1 5 Vgl. die von Rummel zusammengetragenen Antr i t tsreden der Bundes-

ratspräsidenten. 


